Bekanntmachung
über die Aufstellung und Offenlage der 38. Änderung des 
Flächennutzungsplanes („Bestattungswald“)
Der Ausschuss für Bau- und Planungsangelegenheiten der Gemeinde Langerwehe hat in seiner Sitzung am 01.02.2018 die Aufstellung und Offenlage der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes gemäß § 2 (1) BauGB i. V. m. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 

in der zurzeit geltenden Fassung beschlossen.
Das Plangebiet der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes („Bestattungswald“) ist in dem nachstehenden Plan gekennzeichnet:
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----------- Geltungsbereich der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes („Bestattungswald“)
Der Entwurf der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes („Bestattungswald“) nebst Begründung und sonstigen Anlagen liegt in der Zeit vom 

26. Februar 2018 bis einschließlich 26. März 2018
bei der Gemeindeverwaltung Langerwehe, Schönthaler Straße 4, Zimmer 241, während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Die Öffnungszeiten sind montags bis freitags von 08.00 – 12.00 Uhr sowie dienstags von 14.00 – 16.00 Uhr und donnerstags von 14.00 – 17.45 Uhr.

Ort und Dauer der Auslegung werden hiermit gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich bekannt gemacht mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Gemeinde Langerwehe vorgebracht werden können.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 
Zu der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes („Bestattungswald“) stehen die folgenden Unterlagen bzw. die folgenden umweltbezogenen Informationen zur Verfügung:
· Sitzungsvorlage VL -13/2018 nebst Anlagen
· Entwurfsplan zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes („Bestattungswald“)
· Begründung 
· Umweltbericht
Der Umweltbericht behandelt die folgenden Schutzgüter:
	Schutzgut 
	Kurzinhalt

	Tiere und Pflanzen
	Der heute vorhandene Wald bleibt bestehen. Forstliche Maßnahmen werden ausschließlich auf die Pflege des Waldes und den Erhalt der Verkehrssicherheit beschränkt. Für das Schutzgut „Tier“ wurde eine Artenschutzprüfung I und II erstellt.

	Boden/Fläche
	Trotz der hohen Bedeutung der Böden ist der Konflikt als gering zu bewerten. Es sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.

	Wasser
	Der Wasserhaushalt bleibt bei der Umsetzung der Flächennutzungsplanänderung unberührt, sodass keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten sind.

	Landschaft
	Es sind keine nachteiligen Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Landschaft zu erwarten, da keine Veränderung des Landschaftsbildes erfolgt.

	Natura2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
	Natura2000-Gebiete sind von dem Planvorhaben nicht betroffen.

	Mensch und Gesundheit
	Es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu erwarten.


	
	

	Kultur- und Sachgüter
	Da die Lage des Bodendenkmals von den Beisetzungen ausgenommen wird, sind keine nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten.

	Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 
	Keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. In diesem Fall nicht relevant.

	Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie
	Ver- und Entsorgungseinrichtungen sind für die Nutzung nicht erforderlich.

	Darstellungen von Landschaftsplänen sowie sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts
	Es wird an dieser Stelle auf die Ausführung in 1.b. „Fachziele des Umweltschutzes“ verwiesen. Grundsätzlich sind die in diesem Kapitel genannten Fachgesetze und –pläne berücksichtigt.

	Luftqualität in besonderen Gebieten
	Das Plangebiet ist keinen Emissionen ausgesetzt, die zu einer Unzulässigkeit der geplanten Vorhaben führen kann, sowohl hinsichtlich Lärmschutz, als auch Geruchs- und Staubimmissionen.

	Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes
	Eine wesentliche Beeinflussung der genannten Belange untereinander ist daher nach derzeitigem Planungsstand nicht erkennbar.


· Artenschutzrechtliche Prüfung Stufe I erstellt von Büro Dipl. –Ing. Guido Beuster vom 12.09.2016
Fledermäuse: Bechsteinfledermaus, Braunes Langohr, Breitflügelfledermaus, Fransenfledermaus, Graues Langohr, Große Bartfledermaus, Großer Abendsegler, Großes Mausohr, Kleine Bartfledermaus, Kleiner Abendsegler, Mückenfledermaus, Rauhautfledermaus, Teichfledermaus, Wasserfledermaus und Zwergfledermaus. Haselmaus, Wildkatze, Vögel: Baumpieper, Feldsperling, Gartenrotschwanz, Habicht, Kleinspecht, Kuckuck, Mäusebussard, Mittelspecht, Rotmilan, Schwarzspecht, Sperber, Turmfalke, Turteltaube, Waldlaubsänger, Waldschnepfe. Gelbbauchunke.
· Vertiefendende Artenschutzrechtliche Prüfung Stufe II erstellt von Büro Strix vom      21.12.2017. Hierbei wurden die in der Artenschutzprüfung II aufgeführten Tiere näher untersucht.
Protokoll einer Artenschutzprüfung – Gesamtprotokoll – 

A.) Antragsteller (Angaben zum Plan/Vorhaben)

Die Unterlagen können während der öffentlichen Auslegung eingesehen werden.

Diese Bekanntmachung und die Unterlagen zur 38. Änderung des Flächennutzungsplanes („Bestattungswald“) stehen ab dem 26.02.2018 auch auf der Homepage der Gemeinde Langerwehe (www.langerwehe.de) zur Verfügung.

Bekanntmachungsanordnung

Der vorstehende Beschluss über die in der Aufstellung befindlichen 38. Änderung des Flächennutzungsplanes („Bestattungswald“) wird hiermit öffentlich gemacht.

Die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann gegen Aufstellungsbeschlüsse, Satzungen, sonstige orstrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) 
der Aufstellungsbeschluss, die Satzung, die sonstigen ortsrechtliche Bestimmungen oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Langerwehe, den 15.02.2018
Der Bürgermeister

gez.: Göbbels
